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1. Planungsanlass 

Der Bahnhof Loh wurde in den 1990er Jahren stillgelegt. In den Folgejahren wurden die 
baulichen Anlagen und Gleise rückgebaut, das eisenbahnrechtliche Freistellungsverfahren 
betrieben und im Jahr 2002 wurden die Flächen in den Bahnflächenpool NRW aufgenom-
men. Für die Entwicklung der Fläche ist seitdem die BEG NRW ï BahnflächenEntwick-
lungsGesellschaft NRW mbH zuständig, die auch in Abstimmung mit der Stadt Schwelm die 
Erarbeitung eines städtebaulichen Strukturkonzeptes sowie des Bebauungsplans Nr. 66 
ĂBahnhof Lohñ forciert hat. 
 
Der seit dem Jahr 2014 rechtswirksame Bebauungsplan Nr. 66 ĂBahnhof Lohñ der Stadt 
Schwelm setzt neben den erforderlichen Erschließungs- und Ausgleichsflächen auch Ge-
werbe- und Mischgebiete sowie in einigen Bereichen auch Wohngebiete fest, die zum Teil 
bereits vermarktet und bebaut werden konnten. Die noch nicht vermarkteten Grundstücke 
befinden sich im Fokus verschiedener öffentlicher und privater Bauherren und Investoren. 
 
Derzeit ist neben zwei größeren Wohnbauprojekten ï vorgesehen ist der Bau von Einzel- 
und Doppelhäusern sowie Hausgruppen ï der Bau einer öffentlichen Dienstleistungsnutzung 
sowie von weiteren Nutzungen der sozialen Infrastruktur wie z. B. einer Grundschule ge-
plant. 

2. Erforderlichkeit und Ziele der Bebauungsplanänderung 

Übergeordnetes Ziel des rechtswirksamen Bebauungsplans Nr. 66 ĂBahnhof Lohñ ist die 
städtebauliche Neuordnung der ehemaligen Bahnflächen sowie die Revitalisierung der 
brachgefallenen Flächen durch eine Mischung von Wohn-, Misch- und Gewerbenutzungen. 
Diese Zielsetzungen gelten grundsätzlich auch für die 1. Änderung des Bebauungsplans 
Nr. 66 ñBahnhof Lohñ. Da die nun geplanten Nutzungen jedoch nicht in allen Belangen den 
Festsetzungen dieses Bebauungsplans entsprechen, muss der Bebauungsplan entspre-
chend geändert werden. 

3. Vorgenommene Änderungen 

Im Rahmen der 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 66 Bahnhof Loh wurden neben redak-
tionellen Änderungen folgende relevante Änderungen vorgenommen: 

Änderungen im Bereich des Allgemeinen Wohngebietes 

Á Die bislang separat festgesetzten Allgemeinen Wohngebiete 1 bis 4 (WA 1 - WA 4) 
wurden zu einem Allgemeinen Wohngebiet zusammengefasst. 

Á Die Planstraße WA wird um 2,0 m in südliche Richtung verlegt, um hier die erforderli-
chen privaten Stellplätze nachweisen zu können 

Á Die Dachformen Satteldach (SD) und Flachdach (FD) gelten zukünftig für alle über-
baubaren Flächen im WA, um bei den geplanten Bauvorhaben den Gestaltungsspiel-
raum zu erweitern 

Á Gebäudehöhen ï statt der bislang festgesetzten Spanne von 7,5 m bis maximal 
10,0 m wird eine einheitliche Gebäudehöhe von 13,0 m festgesetzt 

Á Die Firstrichtungen werden bei Satteldächern parallel zur Planstraße WA festgesetzt. 
Zukünftig sind hier traufständige statt der bislang festgesetzten giebelständigen Ge-
bäude zulässig. 

Á Regelung der Dachneigung bei Satteldächern (SD) - Festsetzung einer Spanne zwi-
schen 32° - 40° 

Á Die festgesetzten überbaubaren Flächen nördlich der Planstraße A werden zuguns-
ten einer flexibleren Bebaubarkeit zusammengefasst 
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Á Die überbaubaren Grundstücksflächen werden zwecks vereinfachtem Stellplatz-
nachweis bei unveränderter Grundflächenzahl (GRZ) erweitert 

Á Die bisherige textliche Festsetzung zur Anlage von Stellplätzen wird dahingehend 
geändert, dass Stellplätze, Carports und Garagen in den überbaubaren Grundstücks-
flächen sowie in den Abstandflächen der Hauptgebäude zulässig sind 

Á Festsetzung einer offenen Bauweise statt der bisher festgesetzten Einzel- und Dop-
pelhäuser 

Á In die textlichen Festsetzungen werden zusätzliche Festsetzungen und Hinweise zum 
Artenschutz aufgenommen. 

Änderungen im Bereich der Mischgebiete 

Á MI 3 - zeichnerische Festsetzung einer neuen öffentlichen, verkehrsberuhigten Plan-
straße MI statt der ursprünglich festgesetzten privaten Verkehrsfläche 

Á Ausweisung vergrößerter überbaubarer Grundstücksflächen bei unveränderter 
Grundflächenzahl (GRZ) 

Á Entfall der bislang festgesetzten Firstrichtungen 
Á Die bisherige textliche Festsetzung zur Anlage von Stellplätzen wird dahingehend 

geändert, dass Stellplätze, Carports und Garagen in den überbaubaren Grundstücks-
flächen sowie in den Abstandflächen der Hauptgebäude zulässig sind 

Á In die textlichen Festsetzungen werden zusätzliche Festsetzungen und Hinweise zum 
Artenschutz aufgenommen. 

4. Planverfahren 

Der  nderungsbereich liegt im Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 66 ĂBahnhof Lohñ, 
der am 13.02.2014 durch Bekanntmachung rechtswirksam wurde. Aufgrund der Lage im 
Innenbereich, des bereits bestehenden Planungsrechts, der dem Bebauungsplan zu Grunde 
liegenden planerischen Zielsetzungen und der integrierten räumlichen Lage, soll ein be-
schleunigtes Verfahren gemäß § 13a BauGB durchgeführt werden. Folgende Anwendungs-
voraussetzungen des § 13a Abs. 1 BauGB sind gegeben: Das Plangebiet liegt im Innenbe-
reich und war bereits mit Bahnanlagen bebaut, durch den Bebauungsplan wird keine Zuläs-
sigkeit von Vorhaben begründet, die einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung oder nach Landes-
recht unterliegen und es liegen keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung von Gebieten 
mit gemeinschaftlicher Bedeutung oder von Europäischen Vogelschutzgebieten im Sinne 
des BNatSchG vor. Bei der Prüfung der Anwendungsvoraussetzungen wurde jedoch festge-
stellt, dass davon auszugehen ist, dass der Schwellenwert der maximal zulässigen Grund-
fläche im Sinne des § 19 Abs. 2 der Baunutzungsverordnung von 20.000 m² deutlich über-
schritten wird. Eine Überschreitung des oberen Schwellenwertes von 70.000 m² kann hinge-
gen ausgeschlossen werden. Aufgrund des Überschreitens der zulässigen Grundfläche im 
Sinne des § 19 Abs. 2 der Baunutzungsverordnung wurde deshalb eine Vorprüfung des Ein-
zelfalls durchgeführt. 
 
Die fachgutachterliche Überprüfung der 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 66 ĂBahnhof 
Lohñ im Hinblick auf die in Anlage 2 zum UVPG genannten Merkmale und Kriterien (Verf.: 
plan Büro für Garten- & Landschaftsarchitektur, Vorprüfung des Einzelfalls nach § 13a 
BauGB bzw. § 3c UVPG 1. Änderung Bebauungsplan Nr. 66 "Bahnhof Loh", 25.05.2016) hat 
ergeben, dass zum Zeitpunkt dieser Vorprüfung keine erheblichen Umweltauswirkungen zu 
erwarten sind, nicht zuletzt aufgrund der bereits vorhandenen bauleitplanerischen Situation 
(bestehende Möglichkeit der Bebauung auf der Grundlage des rechtswirksamen Bebau-
ungsplans Nr. 66 ĂBahnhof Lohñ). 
 
Da auch die sonstigen Anwendungsvoraussetzungen erfüllt werden, kann die 1. Änderung 
des Bebauungsplans Nr. 66 ĂBahnhof Lohñ im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB 
erfolgen. Eine förmliche Umweltprüfung ist nicht erforderlich. Aufgrund der Anwendung des 
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beschleunigten Verfahrens gelten die folgenden Vereinfachungen für die Durchführung des 
Planverfahrens: 
 

¶ Auf die frühzeitige Unterrichtung und Erörterung gemäß §§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 
BauGB kann verzichtet werden 

¶ Anstelle der Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange gemäß §§ 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2 BauGB kann die Gelegenheit 
zur Stellungnahme innerhalb angemessener Frist gewährt werden 

¶ Eine Umweltprüfung inklusive eines Umweltberichtes ist nicht obligatorisch 

¶ Eine zusammenfassende Erklärung nach § 10 Abs. 4 BauGB ist nicht erforderlich 

¶ Eine Planüberwachung (Monitoring) gemäß § 4c BauGB muss nicht durchgeführt 
werden 

¶ Falls erforderlich, könnte der Flächennutzungsplan im Zuge der Berichtigung ange-
passt werden 

5. Räumlicher Geltungsbereich 

Das ca. 4,9 ha große Plangebiet liegt ungefähr 1.300 m nördlich des Schwelmer Stadtkerns 
im Bereich des ehemaligen Bahnhofs Loh. Das nördlich an die Hattinger Straße sowie die 
Rheinische Straße angrenzende Plangebiet umfasst eine Fläche von ca. 49.000 m

2
. Die 

genaue Abgrenzung ergibt sich aus dem Übersichtsplan (vgl. Abb. 1) sowie der Planzeich-
nung des Bebauungsplans. 
 

 
 
Abb. 1: Geltungsbereich der 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 66 (ohne definierten Maßstab) 
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6. Planungsrechtliche und sonstige Vorgaben 

6.1 Landesentwicklungsplanung (LEP) und Regionalplanung (GEP 99) 

Im Landesentwicklungsplan (LEP) vom 17. Januar 1995 ist die Stadt Schwelm als Mittelzent-
rum in der sogenannten Ballungsrandzone eingestuft. Auch in dem in Aufstellung befindli-
chen neuen Landesentwicklungsplan (Stand zeichnerische Darstellung 22.09.2015) wird der 
Stadt Schwelm im Rahmen der zentralörtlichen Gliederung die Funktion eines Mittelzent-
rums zugewiesen. 
 
Der Gebietsentwicklungsplan (GEP) für den Regierungsbezirk Arnsberg vom 17. Juli 2001, 
Teilabschnitt Oberbereiche Bochum und Hagen (Bochum, Herne, Hagen, Ennepe-Ruhr-
Kreis, Märkischer Kreis), weist im Bereich der 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 66 
ĂBahnhof Lohñ einen Bereich für gewerbliche und industrielle Nutzungen (GIB) und einen 
Allgemeinen Siedlungsbereich (ASB) aus. 
 

 
 
Abb. 2: Darstellung im gültigen Regionalplan, Stand 2011 

6.2 Flächennutzungsplan 

Im wirksamen Flächennutzungsplan der Stadt Schwelm ist das Plangebiet als Wohnbauflä-
che (W) und als gemischte Baufläche (M) dargestellt. Die auf der Fläche geplanten Nutzun-
gen stimmen mit den Darstellungen des wirksamen Flächennutzungsplans überein. 
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Abb. 3: Darstellung im wirksamen Flächennutzungsplan, Stand 2012 

6.3 Bebauungsplan 

Der Änderungsbereich umfasst die mittig gelegenen Teilflächen des rechtswirksamen Be-
bauungsplans Nr. 66 ĂBahnhof Lohñ (vgl. Abb. 4). Betroffen von den Änderungen sind im 
Wesentlichen Allgemeine Wohngebiete, Mischgebiete sowie öffentliche Verkehrsflächen. Im 
Bereich der festgesetzten Grün- und Ausgleichsflächen sind hingegen keine Änderungen 
vorgesehen. 

 
 
Abb. 4: Bebauungsplan Nr. 66 ĂBahnhof Lohñ, Stand 13.02.2014 mit dem Geltungsbereich der 1. Änderung 

 
Die Festsetzungen des rechtswirksamen Bebauungsplans Nr. 66 werden innerhalb des 
Änderungsbereichs durch die neuen Festsetzungen überlagert. 
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6.4 Weitere Fachplanungen 

Es liegen keine Erkenntnisse über weitere Fachplanungen vor, die der gemeindlichen 
Planung innerhalb des Plangebiets entgegenstehen. Auch aus der Beteiligung der Behörden 
und sonstigen Träger öffentlicher Belange haben sich keine Erkenntnisse über mögliche, der 
kommunalen Planung entgegenstehende Fachplanungen ergeben. Die im Änderungsbe-
reich gelegenen Flächen sind von Bahnbetriebszwecken freigestellt. 

7. Bestand innerhalb und außerhalb des Plangebiets 

7.1 Städtebauliche Einbindung 

In der näheren Umgebung des Änderungsbereichs finden sich Wohn-, Misch- und Gewer-
benutzungen. Unmittelbar östlich des Änderungsbereichs wurde vor kurzem der Gewerbebe-
trieb Beever & Klopphaus sowie ein Verteilzentrum des Logistikbetriebs DHL angesiedelt. 
Weitere gewerbliche Nutzungen liegen südlich der Rheinischen Straße sowie der Hattinger 
Straße, wobei vor allem die südlich der Rheinischen Straße gelegenen Betriebe aufgrund 
einer bis zu 5,5 m hohen Geländekante deutlich tiefer als die Flächen im Plangebiet liegen. 
Die im Norden angrenzenden Wohnbereiche sind von in der Regel zweigeschossigen 
Wohngebäuden mit Satteldächern geprägt. Die ehemalige Herdfabrik im Kreuzungsbereich 
Linderhauser Straße/Herdstraße weist zwei Vollgeschosse und ein Sheddach auf. Im Nah-
bereich des Änderungsbereichs liegt östlich des Gebäudes Eugenstraße Nr. 36 ein Spiel-
platz. 

7.2 Heutige Nutzungen im Plangebiet 

Der Änderungsbereich ist nach dem Rückbau der Bahnnutzungen überwiegend unbebaut 
und liegt brach. Teilweise finden sich neben zwischengelagerten Bodenmieten auch verblie-
bene Fundament- und Mauerreste sowie in den Randbereichen Bäume und Sträucher. Die 
Linderhauser Straße wird derzeit noch durch eine verbliebene Eisenbahnbrücke gequert. 
Diese soll in Kürze rückgebaut werden. 

7.3 Verkehrliche Situation 

Das Plangebiet liegt ca. 200 m nördlich der klassifizierten Bundesstraße 7 (Berliner Straße) 
und grenzt im westlichen Abschnitt an die Landesstraße 551 (Hattinger Straße). Über diese 
klassifizierten Straßen können sowohl die Innenstadt und der Bahnhof als auch die nördlich 
und westlich gelegenen Autobahnen A 1 und A 46 schnell erreicht werden. Die im Plange-
biet gelegenen Flächen sind zumindest in den Randbereichen bereits über die umliegenden 
Straßen erschlossen. 

7.4 Bodenverhältnisse 

Im Zusammenhang mit der Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 66 ĂBahnhof Lohñ wurden 
die Bodenverhältnisse für das ehemalige Bahnhofsgelände detailliert untersucht 
(Mull & Partner GmbH, Flächenrisiko-Detailuntersuchung (FRIDU) ehem. Güterbahnhof 
Schwelm-Loh, Hagen, August 2004). 
 
Aufgrund der jahrzehntelangen Nutzung als Eisenbahn-, Industrie- und Gewerbefläche sind 
die Böden im gesamten Bereich des früheren Bahnhofs, also auch im Änderungsbereich, 
anthropogen geprägt. Das natürliche Gelände ist im Zuge des Bahnstreckenbaus nahezu 
flächig mit Auffüllungen bedeckt worden. Die Mächtigkeit der Auffüllungen liegt zwischen 
0,1 m und 5,9 m Höhe über dem natürlichen Geländeniveau und ist vor allem an der südli-
chen Geländekante der Rheinischen Straße gut erkennbar. Im Südosten wurden im Rahmen 
des o. g. Gutachtens die größten Auffüllungsmächtigkeiten festgestellt. Eine durchgängige 
Grundwasserführung wurde in den Sondierungen nicht angetroffen. Jedoch wurde, vor-


















